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nalen Gesetzgebung bestimmt und überwiesen werden, sind 
den Neuerem in Mark auszuzahlen. Die Auszahlung hat 
innerhalb einer Frist von 2 Monaten nach Eingang der Ver­
gütung beim Betrieb zu erfolgen.

§5

Die nach den §§ 3 und 4 erfolgten Zahlungen werden auf 
den im § 15 Abs. 3 der Ersten Durchführungsbestimmung zur 
Neuereryerordnung für eine Neuerung festgelegten Vergü­
tungshöchstbetrag angerechnet. Vor Zahlung einer Vergütung 
nach dieser Durchführungsbestimmung ist in Zusammenarbeit 
mit dem für die Kontrolle der Vergütungsbeträge verantwort­
lichen erstbenutzenden Betrieb zu prüfen, ob mit der Zahlung 
der Vergütungshöchstbetrag überschritten wird. Die den 
Höchstbetrag von 30 000 Mark überschreitenden Beträge wer­
den nicht ausgezahlt Die den Höchstbetrag überschreitenden 
Beträge, die aus anderen Mitgliedsländern des RGW überwie­
sen werden, sind an den Staatshaushalt abzuführen.

§ 6
(1) Hinsichtlich der Verjährung des Vergütungsanspruchs, 

der Rückzahlung, der Besteuerung und der Zahlung von Zin­
sen nach Ablauf von Zahlungsfristen gelten die entsprechen­
den Bestimmungen der Ersten Durchführungsbestimmung-zur 
Neuererverordnung.

(2) Für die Entscheidung von Streitigkeiten, die sich aus 
Vergütungen nach dieser Durchführungsbestimmung zwischen 
den Zahlungspflichtigen Betrieben der Deutschen Demokrati­
schen Republik und den Vergütungsberechtigten ergeben, gilt 
der § 32 der Neuererverordnung.

§7
(1) Die Übergabe von Neuerungen an Partner anderer Mit­

gliedsländer des RGW erfolgt grundsätzlich durch Betriebe. 
Das gilt auch für Vorschläge, die in Betrieben der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht benutzt werden und Betrie­
ben, Organisationen oder Einrichtungen anderer Mitglieds­
länder des RGW zur Erstbenutzung unterbreitet werden sol­
len. Sie sind von den Werktätigen ihrem Betrieb zu über­
geben. Ist der Betrieb nicht selbst für die Übergabe 
zuständig, dann hat er diese Vorschläge dem für die Über­
gabe zuständigen Betrieb der Deutschen Demokratischen 
Republik zuzuleiten. Die materielle Anerkennung erfolgt un­
ter entsprechender Anwendung dieser Durchführungsbestim­
mung, wenn diese Vorschläge qualitativ über die Arbeite-, 
Dienst- oder Studienaufgaben der betreffenden Werktätigen 
hinausgehende Leistungen darstellen.

(2) Die materielle Anerkennung für einen gemäß Abs. 1 
übergebenen Vorschlag darf 30 000 Mark nicht überschreiten. 
Für die Kontrolle des Betrages ist der übergebende Betrieb 
verantwortlich. Im übrigen finden die Sätze 3 und 4 des § 5 
Anwendung.

Vergütung bei unentgeltlicher Übernahme 
von Neuerungen

§ 8

(1) Übernehmen in Einzelfällen Betriebe der Deutschen 
Demokratischen Republik von Betrieben, Organisationen oder 
Einrichtungen anderer Mitgliedsländer des RGW Neuerungen 
unentgeltlich, die den Hinweis enthalten, daß es sich um ver­
gütungspflichtige Neuerungen nach den Rechtsvorschriften des 
betreffenden Staates handelt, dann ist die Vergütung nach den 
folgenden Bestimmungen an den übergebenden Partner des 
anderen Staates zur Auszahlung an die Neuerer zu überweisen.

(2) Vor der unentgeltlichen Übernahme haben die Betriebe 
zu prüfen, welche Zahlungsverpflichtungen sich aus dieser 
Durchführungsbestimmung ergeben. Diese Verpflichtungen 
sind bei der Entscheidung über die Übernahme zu berücksich­
tigen.

(3) Die Vergütung ist von den benutzenden Betrieben nach 
den Vergütungsbestimmungen für Neuerervorschläge gemäß 
§ 15 der Ersten Durchführungsbestimmung zur Neuererver­
ordnung zu berechnen oder festzusetzen. In Zusammenarbeit 
mit dem übernehmenden Betrieb ist zu sichern, daß der im 
§ 15 der Ersten Durchführungsbestimmung zur Neuererverord­
nung festgelegte Höchstbetrag nicht überschritten wird.

(4) Bei Neuerungen, die in dem anderen Mitgliedsland des 
RGW nicht benutzt und Betrieben der Deutschen Demokrati­
schen Republik zur Erstbenutzung übergeben werden, hat der 
zuerst benutzende Betrieb die in der Neuererverordnung fest­
gelegten Pflichten des Erstbenutzers wahrzunehmen. Weitere 
benutzende Betriebe zahlen die Vergütung gemäß § 15 der 
Ersten Durchführungsbestimmung zur Neuererverordnung.

(5) Kann eine Vergütung nicht überwiesen werden, weil die 
übernommene Neuerung nicht benutzt wird, weil ihr der in­
nerbetriebliche Vorrang nicht zusteht oder weil sie nicht als 
Neuerervorschlag gemäß § 18 der Neuererverordnung gewer­
tet werden kann, dann hat der übernehmende Betrieb den 
übergebenden Partner von dieser Entscheidung zu informie­
ren. Diese Information hat innerhalb einer Frist von 2 Mo­
naten nach erfolgter Übernahme zu erfolgen.

§9
(1) Vergütungen gemäß § 8 werden in Mitgliedsländer des 

RGW überwiesen, nach deren Gesetzgebung an die übergeben­
den Betriebe der Deutschen Demokratischen Republik Neue­
rervergütungen zur Auszahlung an die Neuerer überwiesen 
werden, wenn in dieses Land eine Neuerung unentgeltlich 
übergeben wurde.

(2) Die gemäß § 8 zu überweisenden Vergütungen sind von 
den für den Zahlungspflichtigen Betrieb zuständigen Valuta­
planträger als nichtkommerzielle Zahlungen zu planen und 
abzurechnen.

§10
Vergütung bei Übergabe und Übernahme 

auf der Grundlage der Gegenseitigkeit

(1) Haben Betriebe der Deutschen Demokratischen Repu­
blik mit Partnern eines anderen Mitgliedslandes des RGW die 
Übergabe und Übernahme von Neuerungen zu solchen Bedin­
gungen der Gegenseitigkeit vereinbart, durch die eine gegen­
seitige Überweisung von Vergütungen entfällt, dann zahlen 
die Betriebe der Deutschen Demokratischen Republik die Ver­
gütung aus den Einsparungen, die durch die Benutzung der 
Neuerungen entstehen, die von dem anderen Partner über­
nommen worden sind.

(2) Die Höhe der Vergütung für die übergebenen Neuerun­
gen ist vom übergebenden Betrieb unter Berücksichtigung der 
Grundsätze des § 3 festzusetzen. Wurde mit dem Partner die 
gegenseitige Information über den beim übernehmenden Part­
ner entstehenden Nutzen vereinbart, dann ist die Höhe der 
Vergütung unter Berücksichtigung dieses Nutzens festzusetzen. 
Die Vergütung ist innerhalb einer Frist von 2 Monaten nach 
der Übergabe einer Neuerung bzw. gegebenenfalls nach Ein­
gang der Information über den Nutzen zu zahlen. Die §§ 5 
und 6 finden Anwendung.

§11
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­
lichung in Kraft.
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